www.skripte.net                                  

Wiso                                                                               5/5                                                                       Thema VI

VI. Finanzverfassung

1. Grundlagen : Begriff der Finanzverfassung


Def. Finanzverfassung: Die Finanzverfassung ist im weiten Sinne: die Gesamtheit aller Gesetze und             

                                         Verordnungen, die sich auf die Gestaltung der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 

                                         eines Staates beziehen.

                                         im engen Sinne beinhaltet die Finanzverfassung die Teile der gesamten      

                                         Staatverfassung, die sich mit der Verteilung der Aufgaben -, Ausgaben – und 

                                         Einnahmekompetenzen auf die verschiedenen Ebenen des vertikal und horizontal 

                                         gegliederten Staataufbaus beziehen.

In Finanzverfassung als Teil der Wirtschaftsordnung geregelt:

1. Verteilung der Aufgaben mit sich daraus ergebenden Ausgabeverpflichtungen auf die Firmen des föderal gegliederten gebietskörperschaftlichen Staatssystems

2. welche Ebene die

a) Steuergesetzgebungshoheit hat (Gesetzgebung über Steuerarten des Steuersystems)

b) Steuerertragshoheit besitzt (Verteilung der Steueraufkommenserträge auf die Staatsebenen, Verfahren der Steuerverteilung)

c) Steuerverwaltungshoheit ausübt (administrative Abwicklung der Besteuerungsverfahren)

3. Komplex des Öffentlichen Haushaltswesens
4. Vorschriften zur Staatlichen Kreditaufnahme und der Verwaltung von Staatsschuld
Bundesstaat (Artikel 20 GG) 

Im Gegensatz zu einem Zentralstaat ist ein Bundesstaat dadurch gekennzeichnet dass die Hoheitsaufgaben des Staates auf zwei bzw. drei Ebenen wahrgenommen werden (Gebietskörperschaften):

Bund  (Zentrale Ebene)

Länder (Gliederstaatenebene)

Gemeinden (Kommunalebene)

Argumente für einen föderativen Staatsaufbau:

· vertikale Gewaltenteilung


horizontale Judikative / Exekutive


Def.: Subsidiaritätsprinzip
...ist eine naturrechtlich abgeleitetes Prinzip insbesondere aus der katholischen Soziallehre. Ordnungsgedanke ist, dass Individuen oder kleinere Gemeinschaften (Familien, Gemeinde) erst dann von größeren Sozialgebilden (Staat, Verbände)  unterstützt und ergänzt werden sollen, wenn die eigenen Möglichkeiten zur Selbsthilfe nicht mehr ausreichen.

Grundgesetz normiert besonderes Kompetenzsystem im Bereich der Staatsfinanzen mit Vorschriften darüber

· welche Aufgaben der Bund und die Länder selbst finanzieren müssen

· in welchen Fällen der Bund sich an der Finanzierung von Aufgaben der Länder beteiligen muss oder kann
· welche Mittel aus dem gesamten Steueraufkommen Bund und Länder (einschließlich ihrer Gemeinden) entweder ausschließlich oder gemeinsam zustehen 

· in welcher Weise die öffentlichen Einnahmen (Steuern) verwaltet werden.

zu 2. Kompetenzordnung der BRD: Verteilung der Aufgaben – und Ausgabenzuständigkeit

Allgemeine Kompetenzordnung des GG – Festlegung der Gesetzgebungskompetenzen und der Verwaltungskompetenzen

A Gesetzgebungskompetenzen bei Bund und Ländern :

Wer darf auf welchen Handlungsfeldern des Staates Gesetze erlassen ?

Ausschließliche Bundesbefugnisse 

Konkurrierende Bundesbefugnisse

Bundesbefugnisse im Bereich der Rahmen- und Grundsatzgesetzgebung

Gesetzgebungskompetenzen laut GG

im Bereich der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes können die Länder nur im Rahmen einer Ermächtigung durch Bundesgesetze tätig werden.

Darunter fallen:

· Vertretung des Staates nach außen 

· Verteidigung

· Regelung der Währung, Maße, Gewichte, Zeitordnung

· gewisse Transport- und Kommunikationseinrichtungen 

· gewerblicher Rechtsschutz

· einige Gebiete auf denen Polizei und. ... ? 

Konkurrierende Bundesbefugnisse:

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung können die Länder solange Gesetze erlassen, wie der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch macht.

Der Bund kann hier jedoch nur gesetzgeberisch tätig werden, wenn die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder es das Interesse der gesamtstaatlichen Rechts- oder Wirtschaftseinheit erforderlich macht.

Betreffende Gebiete sind vor allem:

· generelle rechtliche Grundlagen (BGB)

· soziale Bereiche der Fürsorge und der Wiedergutmachung 

· Arbeitsrecht und Wirtschaftsrecht

· Verkehrswesen

· Krankheits- und Seuchenbekämpfung

· Umweltschutz

Bundesbefugnisse im Bereich der Rahmen- und Grundsatzgesetzgebung

Der Bund  kann Rahmenvorschriften erlassen über:

· Rechtsverhältnisse der im öffentlichen Dienst der Länder, Gemeinden u. a. Körperschaften des öffentlichen Rechts stehenden Personen

· allgemeine Grundsätze des Hochschulwesens

· allgemeine Rechtsverhältnisse der Presse

B
Verwaltungskompetenzen
Auf welcher Staatsebene werden die Gesetze praktisch durchgeführt ?

Erfüllung der Staatsaufgaben?

Grundsätzlich:  Bei der Erfüllung der Staatsaufgaben kommt den Ländern eindeutig die größere Bedeutung zu 

                          als dem Bund

a) Bundeseigene Verwaltung (z.B. Auslandsbeziehungen, Verteidigung, Grenzschutz)

b) Landeseigene Verwaltung (Neben ihren eigenen Gesetzen führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Verwaltungsangelegenheiten aus)

c) Bundesauftragsverwaltung

Größerer Einfluss des Bundes auf die Durchführung entsprechender Aufgaben durch die Länderverwaltungen: z.B. Bau der Bundesautobahnen und Bundesstraßen, Finanzverwaltung. 

C
Aufgabenbefugnisse und Finanzierungspflicht
Prinzip: Allgemeiner Lastenverteilungsgrundsatz des Art. 104a I GG: Bund und Länder tragen jeweils gesondert die Ausgaben, die sich aus den von ihnen auszuführenden Aufgaben ergeben, soweit das GG nichts anderes bestimmt.

Also: Die Finanzierungspflicht folgt der Verwaltungszuständigkeit.
Ausnahmen von diesem Prinzip:

a) Bundesauftragsverwaltung

b) Geldleistungsgesetze (von Ländern, aber Bund übernimmt Anteil / z.B.Barfög)

c) Finanzhilfen des Bundes für besonders förderungswürdige Investitionen der Länder und ihrer Gemeinden

d) Gemeinschaftsaufgaben

        ( Ausbau / Neubau von Hochschulen (50%) 

        ( Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur

             (hier auch: Gemeinschaftsaufgabe Ost)

        ( Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (60% / 70%)

zu 3. Besondere Regeln der Steuerkompetenzen (Steuerhoheiten)

A 
 Steuergesetzgebungskompetenz

· ausschließliche Gesetzgebung des Bundes im Bereich der Zölle und Finanzmonopole

· Konkurrierende Gesetzgebungsrecht des Bundes bei allen Steuern, wenn deren Aufkommen dem Bund ganz oder zum Teil zusteht oder die Vorraussetzungen des Art. 72 II GG vorliegen: Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse  im Bundesgebiet sowie Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit Ländergesetzgebung noch in einzelnen Bereichen der örtlichen Verbrauch und Aufwandsteuern 

B
Steuerertragskompetenz

Unterscheidung: Trennprinzip – Verbundprinzip

Trennprinzip:

· Bundessteuern (Zölle, Kapitalverkehrssteuer, alle speziellen Verbrauchsteuern außer der Biersteuer, Ergänzungsabgabe zur Einkommenssteuer und Körperschaftssteuer – Solidaritätszuschlag)

· Ländersteuern (Erbschaftssteuer, Grunderwerbssteuer, KFZ- Steuer, Biersteuer u.a.)

· Gemeindesteuern (Gewerbesteuer abzgl. Gewerbesteuerumlage, Grundsteuer, örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuer, z.B. Hundesteuer, Vergnügungssteuer)

Verbundprinzip:

· Bund und Länder stehen gemeinsam zu:

       ( Aufkommen aus der Einkommenssteuer (Lohnsteuer und veranlagte EST) und der  

            Körperschaftssteuer

       ( Aufkommen aus der Umsatzsteuer

            (Problem der Verteilungsschlüssel: Quote am „örtlichen“ / regionalen Aufkommen oder  

             Anteilsquote nach Einwohnern u.ä.)

· Einkommenssteuerbeteiligung der Gemeinden

Einkommenssteuer                  

Beteiligung am Aufkommen:

( Bund und Länder zu je 42,5 % 

( Gemeinden zu 15 %

Anteil des Landes am Aufkommen aus Einkommenssteuer richtet sich nachdem Prinzip des örtlichen Aufkommens

Besonderheiten bei Pendlern:

erhobene Lohnsteuer im Arbeitsstättenland wird dem Wohnsitzland zugewiesen.

Körperschaftssteuer

Aufkommen teilen sich Bund und Länder zu je 50 %

Unternehmen führen die Steuerschuld an die Finanzbehörde des Landes ab, in dem die Leitung des Unternehmens ihren Sitz hat.

Im Falle von Unternehmensteilung in anderen Bundesländern erfolgt in Höhe der ermittelten Gewerbeerträge eine Weiterleitung des Aufkommens nach dem Betriebsstättenprinzip.

Verteilung des Aufkommens aus der Umsatzsteuer:

Bis 1998 Teilung nach gesetzlich festgelegten und veränderbarem Aufteilungsschlüssel im Zusammenhang mit dem Solidarpakt.

	
	Bund
	
	Länder

	1995
	56 %
	
	44 %

	1996
	50,5 %
	
	49,4 %

	1997
	50,5 %
	
	49,4 %


1998 wurde aber vorab zusätzlich zu o. g. Bund 3,64 % ,ab 1999 5,63 % als Ausgleich für  Belastungen des Bundeszuschusses zur gesetzlichen Rentenversicherung festgelegt.

C       Steuer– Verwaltungskompetenz 

Bundesverwaltung bei Zöllen und bundesgesetzlich geregelten Verbrauchssteuern und der Einfuhrumsatzsteuer sowie die EU- Abgaben 

Länderverwaltung :

· im Auftrag des Bundes bei den Verbundssteuern und Kapitalverkehrssteuern, Versicherungssteuern und Ergänzungsabgaben 

· als eigene Verwaltungsangelegenheit bei den Ländersteuern (Ausnahme Biersteuer) und bei der Gemeindesteuer

zu 4. Finanzausgleich zwischen Bund, Länder und Gemeinden

Mit der Verteilung der Ertragsrechte auf Bund, Länder und Gemeinden ist die entgültige Aufteilung des gesamten Steueraufkommens auf die Gebietkörperschaften noch nicht abgeschlossen. Insbesondere müssen auf den Ebenen der Länder und der Gemeinden Regeln der sog.  Steuerverteilung festgelegt werden. Am Resultat dieser horizontalen Steuerverteilung knüpfen dann die speziellen Regelwerke des Finanzausgleichs an.

A       Horizontale Steuerverteilung 

· Ländersteuern : Prinzip des örtlichen Aufkommens

· Lohnsteuern und Körperschaftssteuer : Korrekturen des örtlichen Aufkommens nach Wohnsitzprinzip, Betriebstättenprinzip

· Umsatzsteuer :  Aufteilung der Länderquote nach Einwohnern (modifiziert durch Ausgleichsmechanismen)

B         Horizontaler Finanzausgleich zwischen den Ländern

Explizite Umverteilung von Finanzmasse zwischen „ausgleichspflichtigen“ und „ausgleichsberechtigten“ Bundesländern nach einem komplizierten mehrstufigen Verfahren über die Ermittlung  von

· Finanzkraftmesszahlen (rel. Finanzkraft = Leistungsvermögen) und 

· Ausgleichsmesszahlen (normierter relativer Finanzbedarf)

Ergebnis dieses expliziten Finanzausgleichs: Deutliche Annäherung der Finanzausstattung der Länder an den Bundesdurchschnitt.

C         Ergänzungszuweisungen des Bundes (BEZ) an finanzschwache Länder

            (zusätzliche vertikale Ausgleichskomponente) 

· Fehlbedarfs- BEZ (90% der nach LFA verbleibenden Fehlbeträge an länderdurchschnittlicher Finanzkraft)

· Sonderbedarfs- BEZ (an die „neuen“ Bundesländer an besonders kleine Länder: überdurchschnittliche Kosten der politischen Führung)

· Übergangs- BEZ (an finanzschwache „alte“ Bundesländer, die durch den gesamtdeutschen Länderfinanzausgleich im Vergleich zu ihrer früheren Position belastet sind)

· Sonder- BEZ als Sanierungshilfe (an die Bundesländer Bremen und Saarland zur Sanierung ihrer zerrütteten Landesfinanzen) 

D         Vertikal- horizontaler Finanzausgleich zwischen den Ländern und ihrer Gemeinden: Kommunaler     

             Finanzaugleich mit den Zielen:

· Allgemeine Erhöhung der Finanzkraft der Gemeinden

· Nivellierung der Finanzkraftunterschiede zwischen den Gemeinden

zu 5. Öffentliches Haushaltswesen

A       Begriff des Staatshaushalts bzw. Staatsbudgets

B       Funktionen des Staatshaushalts

· Administrative Kontrollfunktion

· Finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion

· Politische Programmfunktion

· Volkswirtschaftliche Lenkungsfunktion

C       „Kreislauf“ des Budgets Budgetphasen

              ( Phase 1: Aufstellung des Haushaltsentwurfs

              ( Phase 2: Parlamentarische Beratung und Beschlussfassung als Haushaltsgesetz

              ( Phase 3: Vollzug des Haushaltsplans

              ( Phase 4: Kontrolle der Haushaltsdurchführung

D       Gliederung des Budgets

· Ministerplan / Aufbau in 3 Stufen: Einzelpläne – Kapital – Titel

· Gruppierungsplan

· Funktionenplan
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